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Auf die Revision der KlÃ¤gerin wird das Urteil des Landessozialgerichts Sachsen-
Anhalt vom 24. MÃ¤rz 2004 aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das
Landessozialgericht zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Die klagende GmbH betreibt in T. ein Pflegeheim, das von den Pflegekassen zur
stationÃ¤ren Betreuung und Versorgung pflegebedÃ¼rftiger Versicherter
zugelassen ist. Sie gehÃ¶rt als hundertprozentiges Tochterunternehmen zum
Konzernverbund der M. Kliniken AG (vormals M. Kliniken GmbH). Vom beklagten
Land Sachsen-Anhalt beansprucht sie die GewÃ¤hrung von FÃ¶rdermitteln fÃ¼r den
Betrieb der Einrichtung.

Mit Vertrag vom 23. Juni 1992 erwarb die RechtsvorgÃ¤ngerin der KlÃ¤gerin, die
Senioren-Wohnpark M. GmbH, von der Stadt T. ein GrundstÃ¼ck zum Preis vom 2,2
Mio DM zwecks Errichtung eines neuen Alten- und Pflegeheimes. Die von ihr
gleichzeitig Ã¼bernommenen drei Pflegeeinrichtungen in der Stadt mit 101
PflegeplÃ¤tzen sollten im Gegenzug geschlossen und deren Mitarbeiter
Ã¼bernommen werden. Sie verpflichtete sich, fÃ¼r mindestens die HÃ¤lfte der
Bauarbeiten Unternehmen aus Sachsen-Anhalt zu beauftragen und dem Sozialamt
der Stadt ein bevorzugtes Belegungsrecht einzurÃ¤umen. Die Betriebsaufnahme
war fÃ¼r Mitte 1993 geplant. Zur Finanzierung der voraussichtlichen Kosten von 16
Mio DM war zu jener Zeit in Sachsen-Anhalt fÃ¼r derartige Bauvorhaben ein
Ã¼blicher Investitionszuschuss in HÃ¶he von 40 % vorgesehen (sog altes
Programm). Die KlÃ¤gerin stellte damals jedoch keinen entsprechenden
FÃ¶rderantrag; die Herstellungskosten sollten stattdessen Ã¼ber die laufenden
PflegesÃ¤tze finanziert werden. Die Muttergesellschaft der KlÃ¤gerin schloss dazu
mit dem Beklagten als Ã¼berÃ¶rtlichem TrÃ¤ger der Sozialhilfe eine
Rahmenvereinbarung Ã¼ber die Pflegesatzgestaltung aller ihrer
Seniorenwohnparks in Sachsen-Anhalt ab. Diese Vereinbarung galt ab 1. Januar
1992 und konnte von beiden Seiten mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende
eines Kalendervierteljahres gekÃ¼ndigt werden. JÃ¤hrlich legten die Beteiligten in
einer Entgeltvereinbarung die HÃ¶he des Pflegesatzes pro Tag fest. Sofern
Investitionskosten bei den einzelnen Einrichtungen anfielen, wurden diese in den
Pflegesatz eingerechnet. Die Finanzierung der PflegesÃ¤tze erfolgte ganz
Ã¼berwiegend Ã¼ber die Sozialhilfe, weil in den Pflegeheimen der M. Gruppe ca 95
% der Heimbewohner Sozialhilfe bezogen. Die Investitionskosten fÃ¼r das neue
Altenwohn- und Pflegeheim mit 157 Pflegebetten einschlieÃ�lich der
Therapieeinrichtungen und dem Inventar bezifferte die KlÃ¤gerin auf 25.372.145,26
DM. Die Bauabnahme erfolgte am 31. August 1994.

Kurz vorher war das Gesetz zur sozialen Absicherung des Risikos der
PflegebedÃ¼rftigkeit (Pflege-Versicherungsgesetz (PflegeVG)) vom 26. Mai 1994
(BGBl I S 1014) verabschiedet worden. Danach stellte der Bund den neuen
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LÃ¤ndern fÃ¼r die Verbesserung der QualitÃ¤t der ambulanten, teilstationÃ¤ren
und stationÃ¤ren Versorgung der BevÃ¶lkerung Finanzmittel fÃ¼r ab 1. Juni 1994
begonnene InvestitionsmaÃ�nahmen bis zu 80 % der beantragten
Investitionskosten zur VerfÃ¼gung, sofern das Land oder die Kommune 20 % der
Kosten Ã¼bernahm. HierÃ¼ber waren vom jeweiligen Land fortzuschreibende
Investitionsprogramme, erstmalig bis zum 1. Oktober 1994, aufzustellen. Der
Beklagte erhielt danach vom Bund in den Jahren 1995 bis 2002 jÃ¤hrlich 142,7 Mio
DM. Er stellte daraufhin seine FÃ¶rderung auf das neue Programm
"SonderfÃ¶rderung Ost" um und entsprach sÃ¤mtlichen FÃ¶rderantrÃ¤gen, die
nach dem 1. Juni 1994 gestellt wurden und die gesetzlichen Voraussetzungen
erfÃ¼llten, mit 100 % der fÃ¶rderfÃ¤higen Gesamtkosten.

Ab 1. Juli 1996 Ã¼bernahmen die Pflegekassen nach MaÃ�gabe der
HÃ¶chstbetrÃ¤ge gemÃ¤Ã� Â§ 43 Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) die Kosten
der stationÃ¤ren Pflegeleistung einschlieÃ�lich der Behandlungspflege und der
sozialen Betreuung. Die Heimbewohner mussten demgegenÃ¼ber die Unterkunfts-
und Verpflegungskosten sowie die Investitionskosten, die nicht bereits durch
Ã¶ffentliche FÃ¶rderung abgedeckt wurden, sowie den nicht von den Pflegekassen
abgedeckten Teil der Pflegekosten Ã¼bernehmen. BedÃ¼rftige Heimbewohner, die
ihren Anteil nicht aufbringen konnten, erhielten weiterhin Sozialhilfe nach dem
Bundessozialhilfegesetz (BSHG). Durch die Leistungen der Pflegeversicherung war
aber ein erheblicher Teil der Heimbewohner nicht mehr auf die Leistungen der
Sozialhilfe angewiesen. Der Anteil der "Selbstzahler" bei der KlÃ¤gerin stieg auf ca
44 %. Wegen der UnzulÃ¤ssigkeit der bisher praktizierten Einbeziehung der
Investitionskosten in die PflegesÃ¤tze nach dem SGB XI kÃ¼ndigte der Beklagte am
21. Juni 1996 die Vereinbarung zur Pflegesatzgestaltung zum 31. Dezember 1996
(vgl Art 49 PflegeVG). FÃ¼r den Kreis der SozialhilfeempfÃ¤nger zahlte der Beklagte
ab 1997 den Investitionskostenanteil nicht mehr Ã¼ber die PflegesÃ¤tze, sondern
unmittelbar auf den nunmehr gesondert ausgewiesenen Rechnungsposten.

Am 15. April 1996 wandte sich die M. Kliniken GmbH unter Hinweis auf die
Ã�nderung der Finanzierung der Heimpflege zum 1. Juli 1996 an den Beklagten und
erhob Anspruch auf Beteiligung an der FÃ¶rderung der AltenpflegeplÃ¤tze im Land
Sachsen-Anhalt fÃ¼r ihre dort betriebenen Seniorenwohnpark-Unternehmen. Mit
Schreiben vom 19. Juni 1996 verwies der Beklagte auf den Entwurf eines
AusfÃ¼hrungsgesetzes des Landes zum PflegeVG (PflegeV-AG), wonach auch die
vor dem 1. Juni 1994 durchgefÃ¼hrten BaumaÃ�nahmen (sog "alte Lasten")
gefÃ¶rdert werden kÃ¶nnten. Hierzu sei im Landeshaushalt 1996 eine
VerpflichtungsermÃ¤chtigung fÃ¼r die Jahre 1997 bis 2001 in HÃ¶he von jÃ¤hrlich
10 Mio DM vorgesehen. Eine FÃ¶rderung der Seniorenwohnparks nach dem
Programm "SonderfÃ¶rderung Ost" sei nicht mÃ¶glich, weil dieses nur die
FÃ¶rderung der ab 1. Juni 1994 begonnenen InvestitionsmaÃ�nahmen zulasse. Eine
Gleichbehandlung bei der FÃ¶rderung von bereits bestehenden Einrichtungen und
neu zu errichtenden Einrichtungen sei nicht geboten.

Das zum 1. Juli 1996 in Kraft gesetzte PflegeV-AG des Landes vom 7. August 1996
(GVBl S 254, berichtigt in GVBl S 262) regelt ua die Einzelheiten der FÃ¶rderung von
Pflegeeinrichtungen in Sachsen-Anhalt. Danach kÃ¶nnen Pflegeeinrichtungen auf
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Antrag FÃ¶rderleistungen erhalten, wenn sie in die kommunalen
PflegestrukturplÃ¤ne und den FÃ¶rderplan des Landes aufgenommen worden sind.
Neben der FÃ¶rderung der Aufwendungen fÃ¼r die Herstellung von
Pflegeeinrichtungen kann das Land bei Einrichtungen, die vor dem 1. Juni 1994
hergestellt wurden ("alte Lasten"), auch die ErfÃ¼llung von Verbindlichkeiten
fÃ¶rdern, die zu Herstellungszwecken eingegangen wurden. Die ZuschÃ¼sse
wurden auf die im Haushalt zur VerfÃ¼gung stehenden Mittel begrenzt.
Verhandlungen Ã¼ber die FÃ¶rderung der Pflegeeinrichtungen der M. Gruppe
blieben erfolglos.

Mit der am 23. April 1997 beim Verwaltungsgericht (VG) Magdeburg erhobenen
Klage hat die KlÃ¤gerin ihr Begehren auf FÃ¶rderung weiterverfolgt. Mit Beschluss
vom 14. Mai 1997 hat das VG den Rechtsstreit an das Sozialgericht (SG) Magdeburg
verwiesen.

Die KlÃ¤gerin und der Beklagte haben im ErÃ¶rterungstermin vom 8. Oktober 1997
erklÃ¤rt, sie seien sich darÃ¼ber einig, dass das Schreiben vom 15. April 1996 als
Antrag auf GewÃ¤hrung von FÃ¶rderleistungen zu werten sei und dass sich das
bisherige Verfahren "im Rahmen der UntÃ¤tigkeitsklage bewege". Der Beklagte hat
daraufhin mit Bescheid vom 27. November 1997 den FÃ¶rderantrag abgelehnt. Zur
BegrÃ¼ndung hat er ausgefÃ¼hrt, dass eine FÃ¶rderung von Pflegeheimen, die vor
dem 1. Juni 1994 erbaut worden seien ("alte Lasten"), nur nach MaÃ�gabe
landesrechtlicher Vorschriften und entsprechender Haushaltsmittel erfolgen
kÃ¶nne. Danach kÃ¤men nur ZuschÃ¼sse zur ErfÃ¼llung von Verbindlichkeiten in
Betracht, die zu Herstellungszwecken eingegangen worden seien. FÃ¼r derartige
ZuschÃ¼sse gebe es mit Blick auf die weitgehende Finanzierung der
Investitionskosten Ã¼ber die Sozialhilfe derzeit keine Notwendigkeit. AuÃ�erdem
fehle es noch an FÃ¶rderrichtlinien. Deshalb seien alle derartige AntrÃ¤ge
abgelehnt worden. Es werde empfohlen, den Antrag im Jahr 1998, wenn
entsprechende Richtlinien in Kraft gesetzt wÃ¼rden, neu zu stellen.

Am 15. Juni 1998 hat das Ministerium fÃ¼r Arbeit, Frauen, Gesundheit und Soziales
die fÃ¼r das Land Sachsen-Anhalt erstellte Pflegekonzeption verÃ¶ffentlicht
(Bekanntmachung vom 1. April 1998 â�� 32-43603, MBl LSA 1998, S 1013). Durch
Runderlass vom 20. April 1999 hat das Ministerium die "Richtlinie zur GewÃ¤hrung
von Zuwendungen zu InvestitionsmaÃ�nahmen bei stationÃ¤ren
Pflegeeinrichtungen, die zwischen dem 1. Januar 1991 und 1. Juni 1994 getÃ¤tigt
wurden" in Kraft gesetzt. Mit Schreiben vom 22. Juli 1999 hat der Beklagte darauf
hingewiesen, dass die KlÃ¤gerin nun eine Finanzhilfe fÃ¼r 80 der im
Pflegestrukturplan verzeichneten 149 PflegeplÃ¤tze erlangen kÃ¶nne. Eine
Finanzhilfe hat er der KlÃ¤gerin gleichwohl mit der BegrÃ¼ndung nicht gewÃ¤hrt,
es seien im Landeshaushalt fÃ¼r die Umsetzung der Richtlinie keine Finanzmittel
bereit gestellt worden. Die Richtlinie ist im Dezember 2000 durch Runderlass des
Ministeriums vom 6. Oktober 2000 wieder aufgehoben worden.

WÃ¤hrend des Verfahrens vor dem SG hat der Beklagte eine FÃ¶rderung von
PflegeplÃ¤tzen im Heim der KlÃ¤gerin, die inzwischen von 157 auf 149 reduziert
worden waren, in Aussicht gestellt, wenn diese die Einrichtung verkaufe. Der
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KÃ¤ufer kÃ¶nne eine Zuwendung erhalten, weil der Erwerb eine
InvestitionsmaÃ�nahme nach dem 1. Juni 1994 darstelle. DafÃ¼r mÃ¼sse der
beigeladene Landkreis Quedlinburg seinen Anteil von 10 % der Finanzhilfe
aufbringen ("Erwerber-Modell"). Daraufhin hat sich die S. GmbH, die zu diesem
Zweck von der Firmengruppe gegrÃ¼ndet worden war, bereit erklÃ¤rt, das Heim zu
erwerben und dafÃ¼r bei dem Beklagten Finanzhilfen fÃ¼r 149 PflegeplÃ¤tze mit
einem Investitionsvolumen von 21.980.000,- DM beantragt. In der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vor dem SG am 6. Juli 2000 haben die KlÃ¤gerin und der Beklagte
einen Zwischenvergleich geschlossen, in dem der Beklagte erklÃ¤rt hat, die
Investition der Erwerberin sei gemÃ¤Ã� Art 52 PflegeVG grundsÃ¤tzlich
fÃ¶rderfÃ¤hig, sofern eine kommunale KÃ¶rperschaft 10 % der Ã¶ffentlichen
Investitionsmittel Ã¼bernehme. Der Antrag der S. GmbH ist mit Bescheid vom 18.
August 2000 abgelehnt worden, weil die Einrichtung nicht in den FÃ¶rderplan des
Landes aufgenommen worden sei; auÃ�erdem stehe der Finanzierungsanteil der
Kommune nicht bereit.

Die KlÃ¤gerin hat die Auffassung vertreten, ihr stehe ein Anspruch auf
InvestitionsfÃ¶rderung zu. Die NichtfÃ¶rderung verstoÃ�e gegen den
Gleichbehandlungsgrundsatz des Art 3 Abs 1 Grundgesetz (GG), weil sie die gleiche
FÃ¶rderung, wie sie den anderen HeimtrÃ¤gern gewÃ¤hrt werde, beanspruchen
kÃ¶nne. Die Nichtsubventionierung stelle einen verfassungsrechtlich nicht
gerechtfertigten Eingriff in die Berufsfreiheit gemÃ¤Ã� Art 12 Abs 1 GG dar und
verletze die Eigentumsgarantie in Form des eingerichteten und ausgeÃ¼bten
Gewerbebetriebes gemÃ¤Ã� Art 14 Abs 1 GG. Ohne eine FÃ¶rderung sei sie im
Wettbewerb mit den gefÃ¶rderten Einrichtungen benachteiligt. Die
Investitionskosten betrÃ¼gen bei ihr 20-30 % der gesamten Heimkosten.
Insbesondere fÃ¼r die selbstzahlenden Heimbewohner stelle dies eine erhebliche
finanzielle Belastung dar.

Der Beklagte ist der Auffassung, der Antrag auf die FÃ¶rderung sei rechtmÃ¤Ã�ig
abgelehnt worden. Eine FÃ¶rderung komme allein auf der Grundlage des PflegeV-
AG in Betracht, wonach bei Einrichtungen, die vor dem 1. Juni 1994 hergestellt
wurden, die ErfÃ¼llung von Verbindlichkeiten gefÃ¶rdert werden kÃ¶nne. Jedoch
lÃ¤gen die FÃ¶rdervoraussetzungen nicht vor, weil es an verfÃ¼gbaren
Haushaltsmitteln fehle. Hierbei sei auf den gÃ¼ltigen Haushaltsplan zum Zeitpunkt
des Erlasses des Ablehnungsbescheides (Haushaltsplan 1997) abzustellen. Darin sei
weder ein Haushaltsansatz noch eine VerpflichtungsermÃ¤chtigung fÃ¼r
Schuldendiensthilfen vorhanden gewesen. Auf spÃ¤tere Haushaltsjahre komme es
nicht an, weil das Verwaltungsverfahren Ã¼ber den FÃ¶rderantrag mit der
Bescheidung abgeschlossen gewesen sei. Im Ã�brigen fehle es an einem
besonderen HÃ¤rtefall. Der Ansatz von 22,5 Mio DM im Haushalt 1998 hÃ¤tte nicht
ausgereicht, die "alte Last" insgesamt abzulÃ¶sen. Eine Bewilligung von geringen
FÃ¶rderbetrÃ¤gen wÃ¤re wirtschaftlich sinnlos gewesen. Die Regelung zur
Schuldendiensthilfe im PflegeV-AG stelle nur eine Option fÃ¼r eine FÃ¶rderung dar,
falls die unterschiedlichen Investitionskostenanteile sich nachteilig auf die Belegung
auswirkten. Dies sei bei der KlÃ¤gerin im Jahre 1997 nicht der Fall gewesen.

Die Bindung der FÃ¶rderung im PflegeV-AG an den Haushalt verstoÃ�e auch nicht
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gegen hÃ¶herrangiges Recht. Aus Art 3 GG ergebe sich nicht, dass er â�� der
Beklagte â�� ohne RÃ¼cksicht auf vorhandene Haushaltsmittel die begehrte
FÃ¶rderung gewÃ¤hren mÃ¼sse. Er habe keinem der 32 FÃ¶rderantrÃ¤ge der
"alten Last" stattgegeben. Eine unterschiedliche Behandlung der Herstellung neuer
Pflegeheime nach dem 1. Juni 1994 und der AblÃ¶sung der Verbindlichkeiten fÃ¼r
schon zuvor geschaffene Einrichtungen sei sachgerecht. Denn die FÃ¶rderung
schon vorhandener Pflegeheime sei fÃ¼r die Schaffung einer intakten
Pflegestruktur nicht notwendig. Sie sei auch nicht erforderlich, um den Bestand der
betreffenden Pflegeheime zu erhalten. Denn die Belegungszahlen seien nicht stark
gesunken. Einen Anspruch auf NachfÃ¶rderung gebe es nicht. Dabei dÃ¼rfe es ein
Folge der FÃ¶rderung der neuen Einrichtungen sein, dass diese ihre Leistungen
preiswerter anbieten kÃ¶nnten. Zudem wichen die PflegesÃ¤tze auch ohne
FÃ¶rderung wesentlich voneinander ab. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne sich auch nicht auf
Vertrauensschutz berufen, da im Prinzip eine Pflegesatzfinanzierung der nicht
gefÃ¶rderten Investitionsaufwendungen durch die umfangreichen
Sozialhilfezahlungen weiterhin bestehe. Zudem habe sich die KlÃ¤gerin damals
bewusst gegen eine FÃ¶rderung entschieden.

Das SG hat der Klage unter Aufhebung des Bescheides vom 27. November 1997
teilweise stattgegeben und den Beklagten verurteilt, den Antrag der KlÃ¤gerin vom
15. April 1996 auf GewÃ¤hrung einer Finanzhilfe unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts neu zu bescheiden (Urteil vom 20. Dezember 2001).
Der ablehnende Bescheid sei rechtswidrig. Der Beklagte habe die Ablehnung nicht
auf das Fehlen von FÃ¶rderrichtlinien und Haushaltsmitteln stÃ¼tzen dÃ¼rfen. Er
mÃ¼sse sich an seiner eigenen Vorgehensweise festhalten lassen, wonach er 1994
ohne FÃ¶rderrichtlinien die FÃ¶rderung auf die "SonderfÃ¶rderung Ost" umgestellt
habe.

Es hÃ¤tten FÃ¶rdermittel zur VerfÃ¼gung gestanden, da der Beklagte die vom
Haushaltsgesetzgeber bewilligten Gelder gleichmÃ¤Ã�ig sowohl fÃ¼r die "alten
Lasten" als auch fÃ¼r die seit dem 1. Juni 1994 begonnenen MaÃ�nahmen hÃ¤tte
verwenden mÃ¼ssen. Ein Ausschluss der "alten Lasten" von der FÃ¶rderung
widerspreche dem Sinn der "SonderfÃ¶rderung Ost", mÃ¶glichst schnell eine
ausreichende Pflegestruktur aufzubauen, weil sonst die Gefahr bestÃ¼nde, dass die
schon geschaffenen Einrichtungen wieder vernichtet wÃ¼rden. Der
Wettbewerbsnachteil fÃ¼r die vor dem Stichtag bereits errichteten
Pflegeeinrichtungen kÃ¶nne nur durch deren FÃ¶rderung seitens der LÃ¤nder
aufgefangen werden. Die beantragte Verurteilung zur Zahlung eines Zuschusses in
HÃ¶he von ca 23,5 Millionen DM komme nicht in Betracht, da der Beklagte eine
Ermessensentscheidung treffen mÃ¼sse. Er habe an nachvollziehbaren
MaÃ�stÃ¤ben abzuwÃ¤gen, ob und in welcher HÃ¶he eine FÃ¶rderung in Frage
komme. Dabei mÃ¼sse beachtet werden, dass der Wettbewerb durch staatliche
ZuschÃ¼sse nicht verfÃ¤lscht werden dÃ¼rfe.

Das Landessozialgericht (LSG) hat das SG-Urteil geÃ¤ndert und die Klage insgesamt
abgewiesen (Urteil vom 24. MÃ¤rz 2004). Zur BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt,
der Bescheid des Beklagten vom 27. November 1997 sei rechtmÃ¤Ã�ig. Nach dem
PflegeV-AG komme nur eine Schuldendiensthilfe in Betracht, weil das Pflegeheim
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der KlÃ¤gerin vor dem 1. Juni 1994 hergestellt worden sei. Darunter fielen alle
Einrichtungen, mit deren Errichtung vor diesem Zeitpunkt begonnen worden sei,
und zwar auch dann, wenn die Fertigstellung â�� wie hier â�� erst nachher erfolgt
sei. Daher scheide eine FÃ¶rderung nach dem Programm "SonderfÃ¶rderung Ost",
das auf nach dem 1. Juni 1994 begonnene BaumaÃ�nahmen beschrÃ¤nkt sei, aus.
Die Schuldendiensthilfe sei zu Recht abgelehnt worden, weil es an der
Bereitstellung von FÃ¶rdermitteln im Haushaltsplan fehle. MaÃ�geblich sei insoweit
das Haushaltsjahr 1997, weil in diesem Jahr Ã¼ber den FÃ¶rderantrag entschieden
worden sei. Der Haushaltsplan fÃ¼r 1996 sei nicht maÃ�gebend, weil der Antrag zu
jener Zeit noch nicht entscheidungsreif gewesen sei. Ob in der Zeit ab 1998 oder im
Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung (24. MÃ¤rz 2004) Haushaltsmittel
fÃ¼r die "alte Last" zur VerfÃ¼gung gestanden haben, sei unerheblich. Der
FÃ¶rderantrag vom 15. April 1996 sei mit der Entscheidung des Beklagten vom 27.
November 1997 "verbraucht". Eine weiter gehende Verpflichtung zur FÃ¶rderung
ergebe sich weder aus Â§ 9 SGB XI noch aus Verfassungsrecht. Eine nicht mehr
hinzunehmende BeeintrÃ¤chtigung der Wettbewerbsgleichheit liegt nicht vor.

Mit der Revision rÃ¼gt die KlÃ¤gerin die Verletzung materiellen Rechts (Â§ 9 SGB XI
, Â§Â§ 7, 8 PflegeV-AG, Art 3, 12, 14 GG). Das LSG habe zu Unrecht nur auf die
Haushaltslage des Jahres 1997 abgestellt. Der FÃ¶rderantrag vom 15. April 1996 sei
durch die Entscheidung des Beklagten vom 27. November 1997 nicht "verbraucht",
weil es auf die Rechtslage im Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung
ankomme. Das SG habe den Beklagten zu Recht verpflichtet, den FÃ¶rderantrag
neu zu bescheiden. Er erfÃ¼lle die Voraussetzungen fÃ¼r eine Schuldendiensthilfe
fÃ¼r die eingegangenen Verpflichtungen. Da das Heim erst nach dem 1. Juni 1994
komplett hergestellt gewesen sei, mÃ¼sse die FÃ¶rderung sogar der Bewilligung
von ZuschÃ¼ssen fÃ¼r BaumaÃ�nahmen nach diesem Stichtag zugerechnet
werden. Hilfsweise sei aber eine FÃ¶rderung nach den GrundsÃ¤tzen der "alten
Last" vorzunehmen.

Sie habe einen Anspruch auf fÃ¶rderungsrechtliche Gleichbehandlung. Die
unterlassene FÃ¶rderung habe fÃ¼r sie erhebliche Wettbewerbsnachteile. Im
Umkreis von 20 km seien neu errichtete Konkurrenzeinrichtungen mit 428
PflegeplÃ¤tzen in der Zeit von 1998 bis 2002 mit 100 % der Investitionskosten
gefÃ¶rdert worden. Diese mÃ¼ssten ihren Bewohnern deshalb keinen
Investitionskostenanteil in Rechnung stellen. Die Kostendifferenz betrage dadurch
bis zu 600 EUR im Monat. FÃ¼r die Selbstzahler wie auch fÃ¼r Personen, fÃ¼r die
SozialhilfebedÃ¼rftigkeit erst durch die hohen Kosten entstehe, sei die HÃ¶he der
von ihnen zu tragenden Investitionskosten ein wesentlicher Gesichtspunkt bei der
Auswahl der Einrichtung. Deshalb sei es bei ihr seit 1999 zu einem deutlichen
BelegungsrÃ¼ckgang gekommen. Die Belegungsquote sei von 99 % im Jahr 1998
auf 73 % im Jahr 2003 gesunken. Dabei trÃ¤ten schon unterhalb einer
Belegungsquote von 92 % Verluste auf, welche nicht mehr kompensiert werden
kÃ¶nnten. Hinzu komme eine ungewÃ¶hnlich hohe Fluktuation von jÃ¤hrlich Ã¼ber
40 %. So gingen viele PflegebedÃ¼rftige nur vorÃ¼bergehend in ihr Heim, bis ein
Platz in einem gÃ¼nstigeren Pflegeheim frei werde. Es zeige sich ein
Zusammenhang zwischen den zurÃ¼ckgehenden Bewohnerzahlen und den neu
hinzu gekommenen PflegeplÃ¤tzen in gefÃ¶rderten Heimen der Umgebung, die voll
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ausgelastet seien und Wartelisten fÃ¼hrten.

Aus der Verantwortung fÃ¼r die Vorhaltung einer leistungsfÃ¤higen,
zahlenmÃ¤Ã�ig ausreichenden Versorgungsstruktur folge, dass der Beklagte nicht
nur die Errichtung neuer Einrichtungen, sondern auch die Erhaltung der alten
Einrichtungen gewÃ¤hrleisten mÃ¼sse. Er kÃ¶nne seine FÃ¶rderung nicht so
ausrichten, dass die bestehenden Einrichtungen allmÃ¤hlich verdrÃ¤ngt wÃ¼rden.
Der Beklagte kÃ¶nne sich dabei nicht auf fehlende Haushaltsmittel berufen, weil die
NichtfÃ¶rderung im Vergleich zu den Wettbewerbern eine Verletzung des
Gleichheitssatzes, der Berufsfreiheit und der Verpflichtung zur
WettbewerbsneutralitÃ¤t bei staatlichen FÃ¶rdermaÃ�nahmen darstelle.

Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des LSG Sachsen-Anhalt vom 24. MÃ¤rz 2004 zu
Ã¤ndern und die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des SG Magdeburg vom
20. Dezember 2001 zurÃ¼ckzuweisen, hilfsweise, dieses Urteil aufzuheben und den
Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG
zurÃ¼ckzuverweisen.

Der Beklagte beantragt, die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Er verteidigt das angegriffene LSG-Urteil und behauptet, die Unterbelegung des
Heimes der KlÃ¤gerin sei nicht Folge der Subventionierung anderer Heime. Auch
andere, nicht gefÃ¶rderte Heime in Sachsen-Anhalt seien ausgelastet. Mittlerweile
sei auch bei der KlÃ¤gerin die Belegung wieder deutlich angestiegen. AuÃ�erdem
scheitere der FÃ¶rderungsanspruch daran, dass seit 2006 in Sachsen-Anhalt keine
FÃ¶rderung von Pflegeeinrichtungen mehr stattfinde und eine spÃ¤tere
Wiederaufnahme der FÃ¶rderung auch nicht beabsichtigt sei.

Der Beigeladene hat sich nicht geÃ¤uÃ�ert und keinen Antrag gestellt.

II

Die Revision der KlÃ¤gerin war im Sinne der Aufhebung des angefochtenen
Berufungsurteils und der ZurÃ¼ckverweisung der Sache an das LSG zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung (Â§ 170 Abs 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG))
begrÃ¼ndet. Die vom LSG bisher getroffenen Feststellungen reichten nicht aus, um
eine abschlieÃ�ende â�� positive oder negative â�� Entscheidung in der Sache zu
treffen.

Streitgegenstand des Revisionsverfahrens war insoweit der vom SG zuerkannte,
vom LSG aber abgelehnte Anspruch auf Neubescheidung des FÃ¶rderungsantrages
vom 15. April 1996. Da die KlÃ¤gerin gegen die Abweisung des erstinstanzlich
gestellten, bezifferten Zahlungsantrages auf GewÃ¤hrung von Finanzhilfen fÃ¼r die
Investitionskosten durch das SG nicht vorgegangen ist, war darÃ¼ber weder im
Berufungsverfahren noch im Revisionsverfahren zu entscheiden. Nach der
ErÃ¶rterung des Sach- und Streitstandes in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
erscheint es mÃ¶glich, dass das beklagte Land ab 2006 jegliche FÃ¶rderung von
stationÃ¤ren Pflegeeinrichtungen eingestellt hat. Dann aber kÃ¶nnte es nicht mehr
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zu einer Neubescheidung des von der KlÃ¤gerin gestellten FÃ¶rderungsantrages
verurteilt werden. In Frage kÃ¤me dann nur noch ein Schadensersatzanspruch oder
ein Folgenbeseitigungsanspruch der KlÃ¤gerin zum Ausgleich der finanziellen
Nachteile, die durch eine rechtswidrige InvestitionsfÃ¶rderung verursacht worden
sind. Derartige AnsprÃ¼che hat die KlÃ¤gerin aber nicht erhoben; sie sind nicht
Streitgegenstand.

Die auch im Revisionsverfahren von Amts wegen zu beachtenden
Sachurteilsvoraussetzungen liegen im Ã�brigen vor. Ã�ber die ZulÃ¤ssigkeit des
Rechtswegs zu den Sozialgerichten ist gemÃ¤Ã� Â§ 17a Abs 5
Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) nicht mehr zu befinden.

Die Klage richtet sich gegen den Bescheid des Beklagten vom 27. November 1997,
der nach ursprÃ¼nglich erhobener UntÃ¤tigkeitsklage im Wege der
KlageÃ¤nderung nach Â§ 99 Abs 3 Nr 3 SGG Gegenstand des Verfahrens geworden
ist (vgl BSG SozR Nr 5 zu Â§ 80 SGG; BSG SozR Nr 2 zu Â§ 112 SGG; Leitherer in
Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 8. Aufl 2005, Â§ 99 RdNr 2 b). Sie ist als
kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage in Form der Bescheidungsklage
nach Â§ 54 Abs 1 Satz 1 und Abs 2 SGG zulÃ¤ssig.

Eines Vorverfahrens bedurfte es gemÃ¤Ã� Â§ 78 Abs 1 Satz 2 Nr 2, Abs 3 SGG nicht,
weil die Klage sich gegen den Verwaltungsakt einer obersten LandesbehÃ¶rde
richtet.

Der Senat konnte ohne die Beiladung der Bundesrepublik Deutschland nach Â§ 75
Abs 2 SGG entscheiden, obgleich der Bund den neuen LÃ¤ndern ab 1995 die
Haushaltsmittel fÃ¼r das Programm "SonderfÃ¶rderung Ost" zur VerfÃ¼gung
gestellt hat, das zu der von der KlÃ¤gerin geltend gemachten
Wettbewerbsverzerrung durch die VollfÃ¶rderung der ab 1. Juni 1994 neu
errichteten Pflegeheime gefÃ¼hrt haben soll. Die FÃ¶rderung von
BaumaÃ�nahmen, die â�� wie im vorliegenden Fall â�� vor dem 1. Juni 1994
begonnen worden sind, greift schon deshalb nicht in ihre RechtssphÃ¤re ein, da
fÃ¼r diese nur Landesmittel in Betracht kommen. RegressmÃ¶glichkeiten gegen
den Bund sind nicht denkbar.

In der Sache erscheint es mÃ¶glich, dass der Anspruch auf Neubescheidung des
FÃ¶rderungsantrages vom 15. April 1996 gerechtfertigt ist. Der Bescheid des
Beklagten vom 27. November 1997 ist rechtswidrig, weil die KlÃ¤gerin zu Unrecht
von der FÃ¶rderung im Wege der Schuldendiensthilfe ausgeschlossen worden ist,
und muss neu beschieden werden, wenn in Sachsen-Anhalt auch gegenwÃ¤rtig
noch Pflegeheime eine InvestitionskostenfÃ¶rderung erhalten kÃ¶nnen, die
FÃ¶rderung also nicht, wie vom Beklagten behauptet, ab 2006 ganz eingestellt
worden ist. MaÃ�geblich wird insoweit die Rechtslage zum Zeitpunkt der letzten
mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem LSG in dem erneut durchzufÃ¼hrenden
Berufungsverfahren sein.

Das angefochtene Urteil war aufzuheben, weil es Bundesrecht verletzt. Das LSG hat
zwar in Auslegung von Landesrecht ohne VerstoÃ� gegen Bundesrecht und damit
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fÃ¼r den Senat bindend entschieden, dass die Einrichtung der KlÃ¤gerin nicht unter
die mit Bundesmitteln gefÃ¶rderten InvestitionsmaÃ�nahmen ab 1. Juni 1994 fÃ¤llt.
Der KlÃ¤gerin steht daher nach den landesrechtlichen Vorschriften nur noch eine
FÃ¶rderung in Form der ErfÃ¼llung von Verbindlichkeiten zu, die zu
Herstellungszwecken eingegangen wurden. Das LSG hat aber unter VerstoÃ� gegen
Bundesrecht angenommen, dass der FÃ¶rderungsanspruch der KlÃ¤gerin fÃ¼r das
Haushaltsjahr 1997 verfallen sei, weil Haushaltsmittel nicht zur VerfÃ¼gung
gestanden hÃ¤tten, und es wegen des Fehlens weiterer FÃ¶rderungsantrÃ¤ge nicht
darauf ankomme, ob zu einem spÃ¤teren Zeitpunkt eine FÃ¶rderung in Betracht
gekommen sei.

Die Rechtsgrundlage fÃ¼r die von der KlÃ¤gerin begehrte FÃ¶rderung findet sich in
den Â§Â§ 7, 8 PflegeV-AG. Dabei ist zu unterscheiden zwischen dem Anspruch auf
InvestitionsfÃ¶rderung nach Â§ 7 und Â§ 8 Abs 1 PflegeV-AG, den die KlÃ¤gerin
vorrangig geltend macht, und dem hilfsweise begehrten Anspruch auf
Schuldendiensthilfe nach Â§ 8 Abs 3 PflegeV-AG.

Die Schuldendiensthilfe nach Â§ 8 Abs 3 PflegeV-AG kann zB darin bestehen, dass
das Land die vom EinrichtungstrÃ¤ger jÃ¤hrlich zu tragenden Zinskosten, die aus
der Kreditaufnahme fÃ¼r die Errichtung oder Modernisierung eines Pflegeheimes
resultieren, der HÃ¶he nach ganz oder teilweise sowie der Dauer nach unbefristet
oder vorÃ¼bergehend Ã¼bernimmt, so dass der von den Heimbewohnern zu
tragende Investitionskostenanteil in entsprechender Weise gekÃ¼rzt werden kann
(Â§ 82 Abs 3 und 4 SGB XI). Die auf diese Weise zu erreichende Senkung des
monatlichen Gesamtheimentgelts fÃ¼hrt zu einer Verbesserung der Marktchancen
des Pflegeheimes, weil es die Heimpflege insgesamt gÃ¼nstiger anbieten kann (Â§
87a SGB XI). Die Verbesserung der Marktchancen bezieht sich einmal auf den Kreis
der PflegebedÃ¼rftigen, die den Investitionskostenanteil ganz oder Ã¼berwiegend
aus eigenen Mitteln tragen mÃ¼ssen. Hinsichtlich der PflegebedÃ¼rftigen, die
insoweit auf Sozialhilfe angewiesen sind, ergibt sich eine Verbesserung der
Marktchancen insoweit, als der SozialhilfetrÃ¤ger Mittel einsparen kÃ¶nnte und
deshalb weniger geneigt ist, PflegebedÃ¼rftigen Heime mit geringeren Kosten
nachzuweisen.

Den â�� primÃ¤r erhobenen â�� Anspruch auf InvestitionskostenfÃ¶rderung nach
Â§ 7 und Â§ 8 Abs 1 PflegeV-AG hat das LSG mit der BegrÃ¼ndung verneint, dieser
beschrÃ¤nke sich, wie Art 52 PflegeVG zeige, auf die Errichtung und Modernisierung
von Pflegeeinrichtungen, die ab 1. Juni 1994 begonnen worden seien. Zu diesen
Einrichtungen gehÃ¶re das Pflegeheim der KlÃ¤gerin nicht, weil mit dem Bau
bereits im Jahre 1992 begonnen worden sei. Vielmehr sei das Pflegeheim der
KlÃ¤gerin jenen Einrichtungen zuzurechnen, fÃ¼r die der â�� hilfsweise erhobene
â�� Anspruch auf Schuldendiensthilfe in Betracht komme (Â§ 8 Abs 3 PflegeV-AG);
denn das Heim zÃ¤hle zu den Einrichtungen, die vor dem 1. Juni 1994 "hergestellt"
worden seien. Dem stehe nicht entgegen, dass die Bauabnahme und Fertigstellung
des GebÃ¤udes erst Ende August 1994 erfolgt sei. Im Wege der Auslegung ergebe
sich, dass unter Â§ 8 Abs 3 PflegeV-AG alle Einrichtungen fielen, deren Herstellung
vor dem 1. Juni 1994 begonnen habe. Sinn und Zweck der FÃ¶rderung der "alten
Last" sei es, Einrichtungen zu unterstÃ¼tzen, die nicht von der VollfÃ¶rderung
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durch die Bundesmittel der "SonderfÃ¶rderung Ost" profitieren kÃ¶nnten. So heiÃ�e
es in der GesetzesbegrÃ¼ndung ausdrÃ¼cklich: "Der Stichtag 1. Juni 1994 ergibt
sich daraus, dass InvestitionsmaÃ�nahmen, die nach diesem Tage begonnen
wurden, nach dem Pflege-Investitionsprogramm Ost fÃ¶rderungsfÃ¤hig sind"
(BegrÃ¼ndung zu Â§ 8 des Gesetzentwurfs zum PflegeV-AG, Landtags-Drucks.
2/1881 vom 1. Februar 1996 S. 21). Da die BaumaÃ�nahme vor diesem Stichtag
begonnen habe, kÃ¶nne sie nach der Vereinbarung zwischen dem Bund und den
LÃ¤ndern nicht nach den neuen Regeln gefÃ¶rdert werden. Um keine sinnwidrige
FÃ¶rderungslÃ¼cke entstehen zu lassen, zÃ¤hlten auch die vor dem Stichtag
begonnenen, aber noch nicht abgeschlossenen BaumaÃ�nahmen zur "alten Last"."

Diese Auslegung des Landesrechts durch das LSG ist fÃ¼r den erkennenden Senat
bindend, weil sie nicht gegen Vorschriften des Bundesrechts verstÃ¶Ã�t (Â§ 162
SGG). Ein VerstoÃ� gegen Bundesrecht liegt nicht bereits dann vor, wenn das
Revisionsgericht aus seiner Sicht zu einer anderen Gesetzesauslegung kommen
wÃ¼rde. Bundesrecht ist vielmehr erst dann verletzt, wenn das Berufungsgericht
den Rahmen zulÃ¤ssiger Gesetzesauslegung Ã¼berschritten und damit die Bindung
an Gesetz und Recht (Art 20 Abs 3 GG) missachtet hat (WillkÃ¼rverbot) oder wenn
es bei der Gesetzesauslegung bundesrechtliche Normen herangezogen hat, die den
ihnen beigelegten Regelungsgehalt nicht aufweisen (BSGE 88, 215, 219 = SozR
3-3300 Â§ 9 Nr 1; BSG SozR 3-6935 Allg Nr 1). Bei Anlegung dieser
PrÃ¼fungsmaÃ�stÃ¤be ist eine Verletzung von Bundesrecht zu verneinen.

Die Regelung des Â§ 8 PflegeV-AG in der Auslegung durch das LSG ist mit
Bundesrecht vereinbar. Das Bundesrecht enthÃ¤lt keine Vorgaben Ã¼ber das Ob,
den Umfang sowie die Art und Weise der FÃ¶rderung von Investitionen fÃ¼r die
ambulante und stationÃ¤re pflegerische Versorgung der BevÃ¶lkerung.

Nach Â§ 9 SGB XI sind die LÃ¤nder verantwortlich fÃ¼r die Vorhaltung einer
leistungsfÃ¤higen, zahlenmÃ¤Ã�ig ausreichenden und wirtschaftlichen
pflegerischen Versorgungsstruktur. Damit wird den LÃ¤ndern nicht durch einfaches
Bundesgesetz eine Aufgabe Ã¼bertragen, sondern lediglich klargestellt, was sich
aus Art 30 und 70 Abs 1 GG ergibt: Die LÃ¤nder haben die originÃ¤re
Gesetzgebungskompetenz fÃ¼r Angelegenheiten der Daseinsvorsorge auf dem
Gebiet der Pflege, weil das GG insoweit dem Bund keine Gesetzgebungsbefugnisse
verliehen hat. Die Bundeskompetenz bezieht sich allein auf die Ã¶ffentliche
Sozialversicherung gemÃ¤Ã� Art 74 Abs 1 Nr 12 GG und ermÃ¤chtigt den Bund
dazu, als neuen Zweig der Sozialversicherung die soziale Pflegeversicherung
einzufÃ¼hren und rechtlich auszugestalten (vgl BVerfG NJW 2001, 1709). Die
Kompetenz erstreckt sich auch auf die Regelung, wie die fÃ¼r die Versicherten
vorgesehenen Leistungen zu erbringen sind. Der Gesetzgeber des SGB XI hat
insoweit das traditionelle Sachleistungssystem gewÃ¤hlt. Danach schlieÃ�en die
Pflegekassen zur Versorgung der Versicherten VertrÃ¤ge mit den
Leistungserbringern. FÃ¼r ambulante und stationÃ¤re Pflegeleistungen sind alle
Leistungserbringer zuzulassen, die geeignet und wirtschaftlich sind; eine
BedarfsprÃ¼fung findet nicht statt.

ErgÃ¤nzt wird die Regelung Ã¼ber die Verpflichtung der LÃ¤nder zum Aufbau und
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die Erhaltung einer ausreichenden pflegerischen Versorgungsstruktur (Â§ 9 SGB XI)
durch die Regelung Ã¼ber die Finanzierung der Pflegeinrichtungen in Â§ 82 SGB XI.
Darin wird zwar geregelt, dass die HeimtrÃ¤ger den PflegebedÃ¼rftigen
Investitionskostenanteile auferlegen kÃ¶nnen (Â§ 82 Abs 2, 3 und 4 SGB XI), soweit
eine Ã¶ffentliche InvestitionsfÃ¶rderung durch die LÃ¤nder nicht stattgefunden hat,
und dass die Einzelheiten zu Art, HÃ¶he und Laufzeit der gesondert berechenbaren
Investitionskosten durch Landesrecht zu regeln sind. Vorschriften Ã¼ber die
Ã¶ffentliche InvestitionsfÃ¶rderung seitens der LÃ¤nder finden sich jedoch â��
entsprechend der originÃ¤ren Gesetzgebungskompetenz der LÃ¤nder fÃ¼r diesen
Bereich â�� nicht.

Die AnknÃ¼pfung der unterschiedlichen FÃ¶rderungsmÃ¶glichkeiten alter und
neuer Pflegeeinrichtungen an den Stichtag 1. Juni 1994 in Â§ 8 Abs 1 und 3 PflegeV-
AG ist auch mit Verfassungsrecht vereinbar. Insbesondere liegt kein VerstoÃ� gegen
den allgemeinen Gleichheitssatz des Art 3 Abs 1 GG vor. Das Land Sachsen-Anhalt
stand, wie alle neuen LÃ¤nder, ab 1994 vor der Aufgabe sicherzustellen, dass in
mÃ¶glichst kurzer Zeit eine leistungsfÃ¤hige, den Bedarf deckende Versorgung mit
ambulanten und stationÃ¤ren Pflegeeinrichtungen aufgebaut wird (Â§ 9 SGB XI),
nachdem die Pflegeversicherung durch das PflegeVG vom 26. Mai 1994 (BGBl I S
1014) ab 1995 eingefÃ¼hrt worden war. Als Aufbauhilfe hatte der Bund nach Art
104a Abs 4 GG iVm Art 52 PflegeVG fÃ¼r den Zeitraum von acht Jahren ab 1995
den neuen LÃ¤ndern umfangreiche Finanzhilfen zur VerfÃ¼gung gestellt, die fÃ¼r
Neubauten und SanierungsmaÃ�nahmen, die ab 1. Juni 1994 begonnen wurden, als
ZuschÃ¼sse in HÃ¶he von bis zu 80 % der Baukosten verwendet werden durften
(Programm "SonderfÃ¶rderung Ost"). Es war sachgerecht, die Errichtung von
Neubauten und SanierungsmaÃ�nahmen bevorzugt zu fÃ¶rdern (Â§ 8 Abs 1 PflegeV-
AG) und die vorhandenen Mittel in erster Linie fÃ¼r diese Projekte einzusetzen,
wobei sich der Stichtag 1. Juni 1994 (Â§ 8 Abs 3 PflegeV-AG) folgerichtig am
Inkrafttreten des PflegeVG und an der VerwendungsmÃ¶glichkeit der Mittel aus dem
Programm "SonderfÃ¶rderung Ost" orientiert. Die in Sachsen-Anhalt vor dem
Stichtag 1. Juni 1994 vorhandenen oder weitgehend fertig gestellten Einrichtungen
bedurften der Anschubfinanzierung nicht mehr, weil sie bereits auf andere Weise
finanziert worden waren (Eigenmittel der TrÃ¤ger, Kredite, ZuschÃ¼sse des Landes
nach dem sog alten Programm). FÃ¼r die Sicherung dieser Einrichtungen war die
MÃ¶glichkeit der Schuldendiensthilfe (Â§ 8 Abs 3 PflegeV-AG) vorgesehen.

Die KlÃ¤gerin kann sich somit nicht auf einen FÃ¶rderungsanspruch nach Â§ 8 Abs 1
PflegeV-AG, sondern nur â�� entsprechend ihrem Hilfsvorbringen â�� auf einen
Anspruch auf Schuldendiensthilfe nach Â§ 8 Abs 3 PflegeV-AG stÃ¼tzen, wonach
das Land Sachsen-Anhalt die ErfÃ¼llung von Verbindlichkeiten fÃ¶rdern kann, die
zu Herstellungszwecken eingegangen wurden. Dieser Anspruch steht im
vorliegenden Fall nicht unter dem Vorbehalt, dass fÃ¼r die ZuschÃ¼sse Mittel im
Haushalt zur VerfÃ¼gung gestellt worden sind, wie es fÃ¼r alle in Â§ 8 PflegeV-AG
vorgesehenen FÃ¶rderungsmÃ¶glichkeiten grundsÃ¤tzlich vorgeschrieben ist (Â§ 7
Abs 2 PflegeV-AG), und dem Beklagten steht bei der erneuten Entscheidung Ã¼ber
den FÃ¶rderungsantrag vom 15. April 1996 hinsichtlich des Grundes des Anspruchs
auch kein Ermessensspielraum zu ("Ermessensreduzierung auf Null"); denn die
GewÃ¤hrung der Schuldendiensthilfe ist hier verfassungsrechtlich geboten. Auch
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das Fehlen von FÃ¶rderrichtlinien steht daher dem Anspruch nicht entgegen.
Voraussetzung ist allerdings, dass auch ab 2006 eine FÃ¶rderung von
Pflegeeinrichtungen in Sachsen-Anhalt Ã¼berhaupt noch stattfindet.

Der Anspruch auf FÃ¶rderung unabhÃ¤ngig vom Haushaltsplan und von
Ermessensgesichtspunkten ergibt sich aus dem verfassungsrechtlichen Gebot, bei
der GewÃ¤hrung von FÃ¶rdermitteln eine Verzerrung des Wettbewerbs zwischen
den Anbietern, soweit es geht, zu vermeiden (Art 3, 12 GG), wie der Senat bereits
entschieden hat (Urteil vom 28. Juni 2001 â�� B 3 P 9/00 R -, BSGE 88, 215, 222 = 
SozR 3-3300 Â§ 9 Nr 1). Die FÃ¶rderung der verschiedenen untereinander
konkurrierenden Pflegeeinrichtungen muss so erfolgen, dass sie
wettbewerbsneutral ist, damit der vom Bundesgesetzgeber gewÃ¼nschte
Leistungswettbewerb unter den Leistungserbringern nicht beeintrÃ¤chtigt wird.
Zum Erreichen einer ausreichenden Pflegestruktur in unterversorgten Gebieten darf
ein Land zwar gezielt FÃ¶rdermittel einsetzen; dies darf aber nicht zu einem
dauerhaften Wettbewerbsnachteil fÃ¼r konkurrierende Pflegeeinrichtungen
fÃ¼hren. Durch die VollfÃ¶rderung von Pflegeeinrichtungen nach dem 1. Juni 1994,
bei der TrÃ¤ger von Pflegeeinrichtungen praktisch weder Eigenmittel aufbringen
noch Darlehensverbindlichkeiten eingehen mussten, ist das Ziel einer
flÃ¤chendeckenden Versorgung der BevÃ¶lkerung mit PflegeheimplÃ¤tzen zwar
anscheinend erreicht worden; dies hat aber gleichzeitig zu einer dauerhaften
Benachteiligung der KlÃ¤gerin gefÃ¼hrt, die bei der Errichtung und dem Betrieb
ihrer Einrichtung Eigen- und Fremdkapital aufbieten musste. Sie musste den
Heimbewohnern InvestitionskostenbeitrÃ¤ge in erheblicher HÃ¶he auferlegen, um
wirtschaftlich arbeiten zu kÃ¶nnen, wÃ¤hrend die in aller Regel zu 100 %
gefÃ¶rderten Konkurrenten den Heimbewohnern solche BeitrÃ¤ge nicht auferlegen
mussten. Diese aus der ErhÃ¶hung des Gesamtheimentgelts (Â§ 87a Abs 1 SGB XI)
resultierende Verschlechterung der Marktchancen der KlÃ¤gerin war nicht
kompensierbar, weil ein Verzicht auf die Investitionskostenumlage nur unter
Absenkung des Pflegestandards (zB Einsparung an Personal, Abgabe einfacherer
Verpflegung) oder Hinnahme von betriebswirtschaftlichen Verlusten vorstellbar
gewesen wÃ¤re, was verstÃ¤ndlicherweise nicht in Betracht kommen konnte. Der
Wettbewerbsnachteil fÃ¼r die KlÃ¤gerin war somit unmittelbare Folge der
staatlichen FÃ¶rderung der spÃ¤ter errichteten Heime, bei denen regelmÃ¤Ã�ig
100 % der Investitionskosten Ã¼bernommen wurden. WÃ¤ren die Hilfen nicht als
verlorene ZuschÃ¼sse, sondern als Kredite oder rÃ¼ckzahlbare ZuschÃ¼sse
gezahlt worden, wÃ¤re es zu der Wettbewerbsverzerrung jedenfalls in diesem
MaÃ�e nicht gekommen. Wenn die Herstellung einer bedarfsgerechten Infrastruktur
an Pflegeheimen in Sachsen-Anhalt nicht anders als geschehen zu erreichen
gewesen wÃ¤re, bestÃ¼nde umso mehr Grund, den dadurch eintretenden
Wettbewerbsnachteil fÃ¼r die bestehenden Einrichtungen auszugleichen.

Entgegen der Auffassung des Beklagten ist es nicht erheblich, ob und wodurch es
der KlÃ¤gerin gelungen ist, den Wettbewerbsnachteil in der Vergangenheit
auszugleichen, soweit dies nicht aus Landesmitteln â�� etwa in Form der Sozialhilfe
â�� geschehen ist. Der Anspruch auf Wahrung gleicher Wettbewerbsbedingungen
besteht ohne RÃ¼cksicht darauf, ob es durch Einsatz von Kapitalreserven oder
sonstiger Mittel gelingt, die Existenz des Betriebes aufrecht zu erhalten.
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Insbesondere ist es nicht erforderlich, dass die Wettbewerbsverzerrung bereits ein
existenzgefÃ¤hrdendes AusmaÃ� angenommen hat. Es reicht aus, dass die
Gewinnchancen eines Wettbewerbers durch die FÃ¶rderung von Mitbewerbern
deutlich eingeschrÃ¤nkt worden sind. Der Anspruch auf Schuldendiensthilfe nach Â§
8 Abs 3 PflegeV-AG beschrÃ¤nkt sich daher nicht auf "besondere HÃ¤rtefÃ¤lle", wie
der Beklagte meint (so auch zB die ErlÃ¤uterungen zum Titel "Schuldendiensthilfe
an Kommunen und Sonstige" im Haushaltsplan des Jahres 1996: "Das Land hat vor
Inkrafttreten des Art. 52 PflegeVG bereits 50 Objekte mit 40 v.H. gefÃ¶rdert. Der
Eigenanteil der TrÃ¤ger betrug 20 v.H. Die restlichen 40 v.H. wurden auf dem
Kapitalmarkt (insgesamt ca. 200 Mio. DM) aufgenommen. Die Bedienung des
Kapitaldienstes konnte bisher Ã¼ber den Pflegesatz abgegolten werden. Nach Â§ 82
Abs. 2 SGB XI dÃ¼rfen diese Aufwendungen nicht in der PflegevergÃ¼tung
berÃ¼cksichtigt werden. Sie kÃ¶nnen lediglich nach Â§ 82 Abs 3 SGB XI den
PflegebedÃ¼rftigen gesondert berechnet werden. Dies bedeutet fÃ¼r
Einrichtungen, die vor dem 1. Juni 1994 durch das Land gefÃ¶rdert wurden, einen
Wettbewerbsnachteil und fÃ¼r die PflegebedÃ¼rftigen eine zusÃ¤tzliche finanzielle
Belastung, so dass die Inanspruchnahme der Sozialhilfe nicht ausgeschlossen
werden kann. Daher soll in besonderen HÃ¤rtefÃ¤llen der Kapitaldienst durch das
Land bedient oder abgelÃ¶st werden.").

Das LSG und der Beklagte stehen zu Unrecht auf dem Standpunkt, der
FÃ¶rderungsantrag vom 15. April 1996 sei durch die ablehnende
Verwaltungsentscheidung vom 27. November 1997 "verbraucht" gewesen, so dass
es fÃ¼r eine etwaige FÃ¶rderung ab 1998 eines neuen Antrages bedurft hÃ¤tte. Ein
Leistungsantrag bleibt prinzipiell solange aktuell, bis Ã¼ber ihn bestands- oder
rechtskrÃ¤ftig entschieden worden ist. Deshalb ist bei Anfechtungs- und
Leistungsklagen sowie bei Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen grundsÃ¤tzlich
auf den Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung abzustellen, es sei denn,
die materielle Rechtslage zu dem erhobenen Anspruch gebietet die Beurteilung
nach einem anderen Zeitpunkt (Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, aaO, Â§ 54
RdNr 34 mwN). Der Antrag ist auch nicht wegen Zeitablaufs gegenstandslos
geworden. Da im vorliegenden Fall nicht nur eine von der Haushaltslage
abhÃ¤ngige FÃ¶rderung fÃ¼r einen bestimmten Zeitraum, sondern eine zeitlich
nicht begrenzte, auch auf Verfassungsrecht (Art 3, 12 GG: FÃ¶rderung zum
Ausgleich eines Wettbewerbsnachteils) gegrÃ¼ndete FÃ¶rderung im Raum steht
und der Anspruch auf Wahrung wettbewerbsneutraler FÃ¶rderungsbedingungen
stets in die Zukunft gerichtet ist, darf nicht auf den Zeitpunkt der Ablehnung des
Leistungsantrages abgestellt werden, sondern auf den Zeitpunkt der letzten
mÃ¼ndlichen Verhandlung, dh bei Wiederholung des Berufungsverfahrens auf den
Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem LSG.

Zu diesem Zeitpunkt muss der begehrte FÃ¶rderungsanspruch als (nur) in die
Zukunft gerichteter Anspruch noch bestehen. Das ist nicht der Fall, wenn â�� wie
der Beklagte im Revisionsverfahren geltend gemacht hat â�� das Land Sachsen-
Anhalt die FÃ¶rderung von Pflegeeinrichtungen nach dem PflegeV-AG ab 2006 ganz
eingestellt hat. Zu einer Aufrechterhaltung der FÃ¶rderung wÃ¤re er
verfassungsrechtlich nicht in dem Sinne verpflichtet, dass ein Anspruch der
einzelnen BÃ¼rger darauf bestehen kÃ¶nnte (vgl BVerfG NVwZ 2002, 198). Neues
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Vorbringen zu einer erst wÃ¤hrend des Revisionsverfahrens eingetretenen, fÃ¼r
den Anspruch wesentlichen Ã�nderung der Rechtslage ist vom Revisionsgericht bei
seiner Entscheidung zu berÃ¼cksichtigen (BSGE 43, 1, 5 = SozR 2200 Â§ 690 Nr 4;
BSG SozR 2200 Â§ 355 Nr 1). Das gilt auch fÃ¼r eine Ã�nderung der
landesrechtlichen Vorschriften Ã¼ber die FÃ¶rderung von Pflegeeinrichtungen. Da
der Inhalt der behaupteten Neuregelung dem Revisionsgericht nicht bekannt ist,
von der KlÃ¤gerin auch nicht bestÃ¤tigt worden ist, kann eine abschlieÃ�ende
Sachentscheidung nicht getroffen werden.

Sollte das Vorbringen des Beklagten zutreffen, was das LSG zu ermitteln haben
wird, mÃ¼sste die Klage abgewiesen werden, solange nur ein FÃ¶rderungsanspruch
nach MaÃ�gabe der landesrechtlichen Bestimmungen Streitgegenstand ist. Soweit
die Klage auf Ausgleich der durch eine wettbewerbsverzerrende FÃ¶rderung
eingetretenen Nachteile gerichtet wird, kommen Schadensersatz- oder
FolgenbeseitigungsansprÃ¼che in Betracht. Solche AnsprÃ¼che hat die KlÃ¤gerin
bislang nicht erhoben. Ihrem Begehren, fÃ¼r die Zukunft unter BerÃ¼cksichtigung
der Chancengleichheit im Wettbewerb gefÃ¶rdert zu werden, hat das beklagte Land
im Rahmen des ihm hinsichtlich der Art und Weise der FÃ¶rderung und deren
ModalitÃ¤ten zuzubilligenden Ermessensspielraums Rechnung zu tragen, soweit
eine staatliche FÃ¶rderung Ã¼berhaupt noch erfolgt.

Sollte dies der Fall sein, dÃ¼rfte der Beklagte bei der Neubescheidung des
FÃ¶rderantrages nicht nachteilig berÃ¼cksichtigen, dass die KlÃ¤gerin in der
frÃ¼heren Finanzkonzeption auf eine Finanzhilfe verzichtet hat, weil diese Planung
durch die EinfÃ¼hrung der Pflegeversicherung und der damit neu geschaffenen
FÃ¶rdermÃ¶glichkeiten Ã¼berholt ist. Der Beklagte dÃ¼rfte der KlÃ¤gerin auch
nicht entgegenhalten, eine FÃ¶rderung sei wegen ihrer derzeitigen Auslastung nicht
erforderlich, schon weil es nicht um einen Schadensersatzanspruch geht, sondern
um den Ausgleich eines Wettbewerbsnachteils, der durch eine den Grundsatz der
WettbewerbsneutralitÃ¤t verletzende FÃ¶rderung der Konkurrenten entstanden ist
und die Gewinnchancen der KlÃ¤gerin beeintrÃ¤chtigen kann. AuÃ�erdem dÃ¼rfte
ein Anspruch der Heimbewohner auf Sozialhilfe hinsichtlich des ihnen von der
KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� Â§ 82 Abs 4 SGB XI in Rechnung gestellten
Investitionskostenanteils nicht angerechnet werden. Dieser Anspruch bedeutet
gerade keine ObjektfÃ¶rderung, sondern stellt eine individuell auf den
Heimbewohner bezogene subsidiÃ¤re Sozialleistung an denjenigen dar, dem trotz
Pflegeversicherungsleistungen aus seinem Einkommen und VermÃ¶gen nicht
genÃ¼gend Mittel Ã¼brig bleiben, um das Gesamtheimentgelt zu tragen. Eine
ObjektfÃ¶rderung der KlÃ¤gerin wÃ¼rde sich nur entlastend auf die
Sozialhilfeleistungen an die Heimbewohner auswirken, indem der
Investitionskostenanteil bei den Heimkosten sinkt.

Das LSG wird auch Ã¼ber die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden
haben.

                            15 / 16

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2043,%201
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/82.html


 

Erstellt am: 30.06.2006

Zuletzt verändert am: 20.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            16 / 16

http://www.tcpdf.org

